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A Einleitung 

 Allgemeines zur Interparlamentarischen Union 

Die IPU wurde 1889 als ein Kontaktgremium von Parlamenten aller souveräner Staaten 
gegründet und hat ihren Hauptsitz seit 1921 in Genf. Sie entwickelte sich von einer zu-
nächst kleinen Vereinigung zur globalen Organisation nationaler Parlamente mit zurzeit 
179 Mitgliedstaaten. Sie setzt sich insbesondere für die friedliche Verständigung in Kon-
fliktsituationen ein, für den Schutz der Menschenrechte und für eine Stärkung der 
demokratischen Institutionen. 

Ziele  

• die Kontakte, die Koordination und den Erfahrungsaustausch zwischen den Parla-
menten und deren Mitgliedern aller Länder zu fördern; 

• Fragen von internationalem Interesse betreffend Frieden und Sicherheit, nachhal-
tige Entwicklung, Frauen in der Politik, Bildung, Wissenschaft und Kultur zu erörtern, 
um dadurch einzelne Parlamente und Ratsmitglieder zu konkreten Massnahmen zu 
veranlassen; 

• zur Förderung von Schutz und Achtung der Menschenrechte – ein zentraler Faktor 
für die parlamentarische Demokratie und die Entwicklung – und des humanitären 
Rechts beizutragen, insbesondere zum Schutz der Menschenrechte der Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier; 

• zu einem besseren Verständnis der Arbeitsweise repräsentativer Institutionen bei-
zutragen und deren Entstehung und Fortbildung zu unterstützen. 

 

Die Interparlamentarische Konferenz – die Plenartagung der Organisation – tagt zwei-
mal jährlich. Sie erörtert dabei insbesondere politische, wirtschaftliche und soziale 
Fragen von internationalem Interesse und erarbeitet zu diesen Themen Entschliessun-
gen. Nach der Satzung sind die Mitglieder der Union zur Verteilung der Resolutionen im 
Parlament sowie an die Regierungen sowie zur Förderung ihrer Umsetzung aufgerufen. 
Es ist somit Aufgabe der Delegationen, die Entschliessungen der IPU den Parlamenten 
zu überbringen und auf deren Umsetzung hinzuarbeiten. Die einzelnen Entschliessun-
gen entfalten allerdings für die Parlamente der in der IPU vertretenen Staaten keine bin-
dende Wirkung.  

Darüber hinaus veranstaltet die IPU Sonderkonferenzen, die sich insbesondere mit 
Fragen aus den Bereichen Abrüstung, Entwicklung und Umwelt auseinandersetzen.  

Der Interparlamentarische Rat lenkt unter der Leitung seines auf drei Jahre gewählten 
Präsidenten die Arbeit der Union. Das Exekutivkomitee, das sich neben dem Präsiden-
ten des Interparlamentarischen Rates und dem Vizepräsidenten aus fünfzehn Mitglie-
dern zusammensetzt, unterstützt den Rat bei seinen Aufgaben. Es nimmt eine Schlüs-
selstellung bei der Vorbereitung des jährlichen Arbeitsprogramms der Union und bei der 
Einrichtung neuer Ausschüsse ein. 
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Drei Ständige Ausschüsse – Ausschuss für Frieden und internationale Sicherheit, Aus-
schuss für nachhaltige Entwicklung, Finanzen und Handel, Ausschuss für Demokratie und 
Menschenrechte – unterstützen die Interparlamentarische Konferenz in ihrer Arbeit. 
Ähnlich dem Verfahren in anderen interparlamentarischen Gremien besteht ein Bericht-
erstattersystem mit zwei Berichterstattern/Innen pro Sachthema, welche dem jeweili-
gen Ausschuss nebst einem Themenbericht einen Resolutionsentwurf vorlegen. Ände-
rungsanträge zu den jeweiligen Resolutionsentwürfen werden jedoch dann im gesam-
ten Ausschuss beraten und verabschiedet. 

Finanzierung der IPU: Sie finanziert sich ausschliesslich aus eigenen Mitteln, die durch 
die Beiträge der Mitgliedsländer aufgebracht werden (Beitrag Liechtenstein für das Jahr 
2020 ca. CHF 12‘700).  

Das Sekretariat der IPU mit Sitz in Genf ist für alle administrativen Aufgaben sowie den 
Sitzungsdienst bei den Tagungen der verschiedenen IPU-Gremien zuständig. 

 

Seit Herbst 2000 ist der Liechtensteinische Landtag als offizielles Mitglied in der IPU 

vertreten. 

Die liechtensteinische Delegation bei der IPU setzte sich im Berichtsjahr wie folgt zusam-
men:  

• Landtagsabgeordneter Mario Wohlwend (Delegationsleiter) 

• Landtagsabgeordneter Daniel Seger (Delegationsmitglied) 

• Landtagsabgeordneter Jürgen Beck (stv. Delegationsmitglied) 

• Stv. Landtagsabgeordneter Wolfgang Marxer (stv. Delegationsmitglied) 

• Gabriele Wachter (verantwortliche Mitarbeiterin beim Parlamentsdienst) 

Allgemeines zu den IPU-Sitzungen 

Aufgrund der weltweiten Coronasituation fanden im Berichtsjahr die zwei geplanten 
Jahreskonferenzen in Genf sowie in Kigali/Ruanda nicht statt. Jedoch wurden einige 
Kommissionssitzungen und Webinare virtuell durchgeführt. Insbesondere wurde auch 
eine Sitzung des Interparlamentarischen Rates vom 1. – 3. November 2020 per Video-
konferenz abgehalten. Daran teilgenommen haben der Delegationsleiter Mario Wohl-
wend, das Delegationsmitglied Daniel Seger sowie die verantwortliche Mitarbeiterin des 
Parlamentsdienstes Gabriele Wachter. Zudem fand vom 19. – 20. August 2020 eine vir-
tuelle Sitzung der Parlamentspräsidenten statt. An dieser Sitzung nahm Landtagspräsi-
dent Albert Frick teil. Die Kosten für das Jahr 2020 belaufen sich auf CHF 800.-- (dies 
betrifft lediglich die Sitzung der Parlamentspräsidenten). 
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B Sitzung des Interparlamentarischen Rats 

In seiner Sitzung am 26. Juni 2020 beschloss das IPU-Exekutivkomitee, dass angesichts der 
durch die COVID-19-Pandemie auferlegten Einschränkungen vom 1. bis 3. November 2020 
eine virtuelle Sitzung des Interparlamentarischen Rates einberufen werden soll, um bez. der 
dringenden Fragen im Zusammenhang mit der Arbeitsweise der Organisation - einschließlich 
der Annahme des IPU-Finanzhaushalts und des Arbeitsprogramms für 2021 sowie der Wahl 
des IPU-Präsidenten - die notwendigen Entscheidungen zu treffen. Um sich auf diese virtuelle 
Sitzung des Rates vorzubereiten, beschloss das Exekutivkomitee, eine Arbeitsgruppe einzu-
richten, die sich aus Vertretern der geopolitischen Gruppen und des Forums der Parlamenta-
rierinnen zusammensetzte und vom IPU-Sekretariat unterstützt wurde. Die Arbeitsgruppe hat 
alle relevanten Aspekte für die Durchführung einer virtuellen Sitzung des Interparlamentari-
schen Rates geprüft und ihre Ergebnisse und Empfehlungen dem Exekutivkomitee zur Prüfung 
vorgelegt. Zusammen mit einem unabhängigen externen Rechtsbeistand wurden entspre-
chende Sonderregeln zur Durchführung einer solchen Sitzung festgelegt. 

An dieser virtuellen Sitzung des Interparlamentarischen Rats vom 1. – 3. November 2020 
nahmen Delegationen aus 145 Mitgliedsstaaten teil. Ein Haupttraktandum der Sitzung war die 
Wahl eines neuen IPU-Präsidenten. Folgende Personen stellten sich zur Wahl: 

• Frau Salma Ataullahjan aus Kanada 

• Herr Duarte Pacheco aus Portugal 

• Herr Akmal Saidov aus Usbekistan 

• Herr Muhammad Sadiq Sanjrani aus Pakistan 

Am 21. Oktober 2020 wurde vom Exekutivkomitee ein Hearing mit allen 4 Kandidaten durch-
geführt, an dem diese die Möglichkeit hatten, ihre Vision für die Zukunft der IPU darzulegen 
und entsprechende Fragen zu beantworten hatten. Mittels geheimer Wahl wurde dann am 
2. November 2020 mit grosser Mehrheit Herr Duarte Pacheco, der bis anhin Vorsitzender der 
geopolitischen Gruppe der Zwölf Plus war, für eine dreijährige Amtszeit als neuer IPU-Präsi-
dent gewählt. 
 

Ein weiterer Traktandenpunkt war u.a. die finanzielle Situation der IPU. Der Generalsekretär 
erklärte, dass diese trotz der allgemein schlechten globalen Situation gut sei. Die getätigten 
Ausgaben für das erste Halbjahr 2020 lägen deutlich unter dem budgetierten Betrag. Dies liege 
vor allem daran, dass praktisch sämtliche geplanten Sitzungen nicht physisch stattfanden und 
die hierfür geplanten Reisekosten somit hinfällig wurden. Mit diesem Trend sei auch für das 
zweite Halbjahr zu rechnen. Die Rendite auf Kapitalanlagen war zwar aufgrund schlechter Per-
formance tief, man erwarte hier aber einen Aufschwung für das kommende Jahr. 

 
Im Namen des Exekutivkomitees machte Frau C. Widegren aus Schweden Ausführungen zum 
Budget 2021. Die Mitgliederbeiträge sollen nicht erhöht werden. Es werde mit freiwilligen 
Spenden in etwa analog zum Jahr 2020 gerechnet. Der Fokus werde zudem vermehrt auf die 
Anschaffung von Kommunikationsmitteln und neuen Technologien gelegt, da auch im kom-
menden Jahr mit der Durchführung von zahlreichen Videokonferenzen, virtuellen Seminaren 
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und Online-Meetings gerechnet werde. Die finanziellen Mittel, die durch die reduzierte Reise-
tätigkeit eingespart werden könnten, würden wie üblich in den Working Capital Fund der IPU 
fliessen. Dieser sei eine wichtige Komponente der finanziellen Sicherheit und Stabilität der IPU 
und gebe ihr die Möglichkeit, auch in schwierigen Zeiten handlungsfähig zu sein, um mit ihren 
Bemühungen in den Bereichen Menschenrechte, Gleichberechtigung der Geschlechter, 
Demokratie und Frieden fortzufahren. Das Budget 2021 wurde genehmigt. 

 
Die scheidende IPU-Präsidenten Gabriela Cuevas Barron erläuterte ihren Bericht über die 
Aktivitäten ihrer vergangenen 3-jährigen Amtszeit. Gemäss ihren Ausführungen setzte sie u.a. 
folgende Schwerpunkte: Umwandlung von internationalen Verpflichtungen in nationale Ge-
gebenheiten, Erreichung der SDG’s 2030 mit Fokus auf die entsprechenden finanziellen Ent-
scheide der Parlamente, Eintreten für die vermehrte Aufnahme von Frauen und jungen Men-
schen in die Parlamente, Förderung der Transparenz sowie Effizienz bei der Verwendung der 
finanziellen Mittel innerhalb der IPU. Sie bedankte sich bei den entsprechenden Gremien für 
die gute Zusammenarbeit und wurde entsprechend verabschiedet. 
 
 

C Gipfeltreffen der Parlamentspräsidentinnen und Weltkonferenz der Parla-
mentspräsidenten 

 
Das 13. Gipfeltreffen der Parlamentspräsidentinnen sowie die fünfte Weltkonferenz der Par-
lamentspräsidenten, die im August in Wien hätten stattfinden sollen, konnten aufgrund der 
Coronasituation ebenfalls nur per Videokonferenz durchgeführt werden. Sie wurden in enger 
Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen sowie dem österreichischen Parlament organi-
siert.  

 
Frau A. Eder-Gitschthaler, Präsidentin des österreichischen Bundesrates, präsentierte einen 
kurzen Bericht des Gipfeltreffens der Parlamentspräsidentinnen, das am 17. und 18. August 
2020 unter dem Thema Women’s parliamentary leadership in a time of COVID-19 and recovery 
stattfand. Im Mittelpunkt der Diskussion standen die Gleichberechtigung bzw. Diskriminierung 
und Gewalt gegen Frauen sowie sexuelle Belästigung im Parlament. 

 
Herr J.F. Mudenda, Vorsitzender der Nationalversammlung von Zimbabwe, berichtete über 
die virtuelle Konferenz der Parlamentspräsidenten vom 19. und 20. August 2020. 115 Teilneh-
mer diskutierten u.a. Themen wie Klimawandel, nachhaltige Entwicklung, Gesundheit und Be-
kämpfung von Terrorismus. Am Ende des Treffens wurde eine politische Erklärung mit dem 
Titel Declaration on parliamentary leadership for more effective multilaterialism that delivers 
peace and sustainable development for the people and planet verabschiedet. Diese Erklärung 
wurde offiziell der Generalversammlung der Vereinten Nationen übergeben und somit allen 
UN-Mitgliedsstaaten zur Kenntnis gebracht.  
 
 
[Die Deklaration ist dem Bericht als Beilage angehängt.] 
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D Sitzungen der Gruppe der Zwölf Plus 

 
Die Gruppe der Zwölf Plus tagte jeweils am 6., 19. und 26. Oktober 2020 per Videokonferenz. 
Traktanden waren neben Wahlen ins Exekutiv-Komitee sowie Finanzangelegenheiten und 
weiteren Themen auch die Wahl der neuen Vorsitzenden der Gruppe der Zwölf Plus. Als Kan-
didatinnen haben sich zur Verfügung gestellt: 

 

• Frau Olga Kefalogianni aus Griechenland 

• Frau Arda Gerkens aus den Niederlanden 

Gewählt wurde mit grosser Mehrheit Frau Arda Gerkens für eine zweijährige Amtszeit.  
 
 

E Nächste Versammlungen 

 
Die nächsten IPU-Versammlungen sollen – falls möglich – wie folgt stattfinden: 
 

• 142. Assembly: Mai/Juni 2021 in Genf 

• 143. Assembly: November 2021 in Kigali/Ruanda 
 
Das Parlament von Indonesien hat zudem eine Einladung ausgesprochen, im April 2022 die 
nächste IPU-Versammlung in ihrem Land durchzuführen. 
 
 

F Schlusswort 

 

«stay home – bleibt zu Hause!». Dies galt im letzten Jahr auch für unsere Delegation, um das 
Ansteckungsrisiko mit COVID-19 für sich selbst, aber auch für alle anderen zu reduzieren. Als 
weltweite Organisation der nationalen Parlamente mit derzeit 179 Staaten wäre es nicht ver-
antwortlich gewesen, physische Treffen durchzuführen.  
 
Die Möglichkeiten für bilaterale interessante Gespräche und wertvolles Networking mit den 
Parlamentariern aus verschiedenen Ländern am Rande der Sitzungen, vor allem aus der geo-
politischen Gruppe der Zwölf Plus sowie unserem Nachbarland Schweiz, fielen dadurch ins 
Wasser. 
 
Somit mussten wir uns auf die virtuellen Kontakte und das Ausfüllen diverser Fragebogen 
(Online-Umfrage «Parlamentarische Arbeitsmethoden während der Coronavirus-Krise», «Zu-
sammenhang mit Untersuchungen zur Jugendbeteiligung in nationalen Parlamenten», etc.)  be-
schränken. Die gesammelten Daten und Informationen werden analysiert und in Berichten zu-
sammengefasst. Einige Daten werden auch in der Parline-Datenbank der IPU veröffentlicht. An 
den angestrebten Zielen der IPU und vor allem an der Nachhaltigkeit muss weiterhin gearbeitet 
werden. Durch ein jährlich eingefordertes Reporting von den einzelnen Mitgliedern der IPU 
wird die Transparenz und Verbindlichkeit kontinuierlich gefördert. 
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Durch Nachhaltigkeit gelingt es uns, gemeinsam eine bessere Zukunft zu schaffen. 
 
Im Zentrum stand im vergangenen Jahr die erste Online-Wahl in der Geschichte der IPU, bei 
welcher Duarte Pacheco zum 30. IPU-Präsidenten im ersten Wahlgang mit 56 Prozent der Stim-
men gewählt wurde und damit auf Gabriela Cuevas Barron (Mexiko) folgte. Rund 400 Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier aus über 140 Parlamenten von IPU-Mitgliedstaaten hatten 
sich zur Teilnahme an der elektronischen Wahl angemeldet (3 Stimmen pro Parlament, wenn 
es sich um eine «gemischte» Delegation handelt, ansonsten 1 Stimme). Somit hatten wir 1 
Stimme, welche wir innert 24 Stunden abzugeben hatten.  
 
Es war für mich immer eine Ehre, und es hat mir ausserdem viel Freude gemacht, als Delegati-
onsleiter unser Land zu vertreten. So ergaben sich zahlreiche Begegnungen am Rande der 
Tagungen wie zum Beispiel in Doha (Katar) im April 2019 mit dem österreichischen Nationalrat 
Dr. Reinhold Lopatka. Bei dieser Begegnung bekundete er unter anderem Interesse an einer 
Freundschaftsgruppe mit Liechtenstein, welche mittlerweile in die Wege geleitet ist. Auch die 
Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth (Bündnis 90/Die Grünen) hat Interesse bekundet, 
unser Land mit einer Delegation zu besuchen. Die Kontakte mit der Delegation der Schweiz 
entwickelten sich in den vergangenen Jahren regelrecht zu einer Freundschaftsbrücke, an wel-
cher noch weiter gebaut werden kann/sollte. 
 
An dieser Stelle ist es mir ein Anliegen, mich beim Delegationskollegen Daniel Seger und der 
verantwortlichen Mitarbeiterin des Parlamentsdienstes, Gabriele Wachter, für die ange-
nehme und gute Zusammenarbeit zu bedanken. 
 
 

Der Delegationsleiter 
 
 
 

Mario Wohlwend 

 
 
 
Vaduz, 14. Februar 2021 
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Fifth World Conference of 
Speakers of Parliament 

 

Virtual meeting, 19 and 20 August 2020 
In-person conference, 2021 in Vienna 
 
 

 
Declaration 

 
on parliamentary leadership for more effective multilateralism that 

delivers peace and sustainable development for the people and planet 
 

Declaration adopted by consensus* by the Speakers of parliament and 
the President of the Inter-Parliamentary Union 

 
(1) We, the Speakers of parliament, stand with our fellow parliamentarians and 
citizens at a defining moment in global history. The COVID-19 pandemic is a health 
emergency of unprecedented global proportions, affecting all manner of peoples, 
societies and economies. The pandemic knows no borders: it is an unprecedented 
crisis, whose impact is felt at all levels. The pandemic has evolved into one of the 
greatest challenges we face as a community of nations since the Great Depression 
and the Second World War. Countries everywhere have taken extraordinary 
measures, including states of emergency, border closures and lockdowns, in an 
attempt to curb the deadly spread of the virus. What started as a health emergency 
has rapidly grown into an economic crisis with unfathomable numbers of people 
losing their jobs and the global economy shrinking to record levels. All countries face 
huge challenges in securing the health and well-being of their citizens. That said, the 
burden on developing countries is overwhelming. 
 
(2)   This global health crisis underscores the interdependent nature of our world 
today and the need for more effective multilateralism not only to lead the world out of 
crisis, but also to transform it for the better. International cooperation and multilateral 
action are needed now more than ever. We underscore that global challenges 
require global solutions. From that perspective alone, and especially as we work to 
overcome the current crisis, strengthening multilateralism and international solidarity 
is more important than ever before. 
 
(3) We take this opportunity to reaffirm, in the strongest of terms, our belief in and 
support of the purposes and principles set out in the Charter of the United Nations. 
We are convinced that the United Nations is needed today more than ever and must 
remain the cornerstone of strong and effective global action. Parliaments should lead 
by example in defending multilateralism and a rules-based international order, firmly 
standing up for the international system built around the United Nations. We urge the 
international community to use wisely the unique opportunity that is offered by the 
75th anniversary of the United Nations to reflect on how best to reform and 
strengthen the entire UN system. 

 
*  A limited number of delegations expressed reservations on the Declaration (see page 5 for 

more details). 
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(4) We are at a crossroads. The COVID-19 crisis will stand as a watershed in human 
development. We have a once-in-a-lifetime opportunity to reflect on how we want to live as 
societies and to take corrective action to forge a global community with a shared future for 
humankind; to build a world respectful of our environment that aims to increase investment in 
health and education as foundations of peaceful, prosperous and resilient societies; and to secure 
respect for the rights of all. As the world grapples with the Herculean task of recovering from the 
crisis, we urge all to work together to build more resilient, more inclusive, more sustainable and 
more caring societies. 
 

(5) The 2030 Agenda for Sustainable Development and its 17 Sustainable Development Goals 
(SDGs) offer a common blueprint for achieving global development through international 
cooperation. We must strive to deepen the partnerships and strengthen the architecture that bring 
that blueprint to fruition. We recognize that north–south cooperation is an important means to 
realize that ambition, and that south–south cooperation is a complement, not a substitute, to 
north-south cooperation. Furthermore, we will continue to enhance south–south and triangular 
cooperation. We reaffirm the 2030 Agenda commitments. The current crisis has exposed the 
fragility of our societies and demonstrated, if ever it was needed, the urgency of eradicating 
poverty. With 2020 marking the start of the SDG Decade of Action, we therefore call on countries 
everywhere to take bold and transformative steps to turn this Agenda into reality. We pledge to 
redouble our efforts to help implement it fully and effectively through action in our respective 
parliaments. 
 

(6) In response to the pandemic, we must make sure that medical expertise and critical supplies 
are deployed where they are needed the most, and that strong steps are taken in such key areas 
as prevention, detection, testing, treatment and tracing. Efforts need to be redoubled to share 
information, exchange experience and best practice, and pursue international cooperation on 
testing methods, clinical treatment, vaccines, and medical research and development. We call for 
greater support for developing countries, which have weaker public health systems and face more 
challenges in taking the recommended medical and financial measures to respond to the 
COVID-19 crisis: helping them build capacity must be a priority. We acknowledge and support the 
leading role of the World Health Organization at the vanguard of the fight against the coronavirus 
and more generally of global governance in health security and health emergency preparedness. In 
the same vein, we welcome the resolution on the COVID-19 response adopted by the 73rd World 
Health Assembly. 
 

(7) As we address the economic consequences of the pandemic, the immediate priority is to 
prevent the world economy from falling further into recession. We need to enhance international 
macroeconomic policy coordination and maintain global financial markets, while protecting jobs and 
salaries, and making sure that all sectors of the economy can function. In the medium and longer 
term, the economy must be made to work for all to overcome growing inequality, combat climate 
change and achieve inclusive economic growth and social justice. We must work towards a green 
recovery and rethink our national and global economic models to operate within finite planetary 
boundaries and achieve human well-being understood as more than just material consumption. All 
parts of the economy need to be considered from these perspectives, including the extractive 
industries, fisheries and agriculture, manufacturing and service sectors. We acknowledge that, 
while women and youth are most vulnerable to economic downturns, they also hold the key to 
future economic renewal. We commit to promoting specific measures to ensure their economic 
empowerment and full inclusion in our economies. At the international level, efforts should be made 
to enhance the voice of emerging economies and developing countries in global decision-making, 
and to find sustainable solutions for heavily indebted countries. We support win–win cooperation 
and shared development through global and regional economic initiatives. We commit to a 
multilateral trading system that must be strengthened and centred on the World Trade 
Organization. In this context, we also acknowledge the importance of promoting a fair, equitable 
and non-discriminatory environment for foreign business. 
 
(8) We underscore that it is not only urgent but also possible to tackle climate change in a 
meaningful way. The COVID-19 pandemic restriction measures imposed by most countries have a 
silver lining: that the use of less fossil-based energy brings a significant reduction in global carbon 
emissions. The path towards carbon reduction must form an important part of our future strategy in 
order to build more resilient societies, by transitioning towards a climate-neutral economy, 
protecting biodiversity and transforming the agro-food industry. This has the potential to rapidly 
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deliver jobs and growth and improve the way of life of all citizens everywhere. Enabling adequate 
access to safe drinking water should also be our goal. We therefore reaffirm the cardinal 
importance of the United Nations Framework Convention on Climate Change and the Paris 
Agreement, and urge all leaders to unflinchingly move ahead with implementation, including 
through appropriate mitigation and adaptation strategies.  
 

(9) Today, peace is crucial to secure international cooperation and humanitarian assistance and 
to minimize the economic devastation of the pandemic around the world. The pandemic must not 
relegate peace and international security to secondary concerns. We therefore urge all warring 
parties to cease hostilities, comply fully with international law, humanitarian law and the principles 
of peaceful coexistence, and open a precious window for diplomacy under the leadership of the 
United Nations. We demand that the UN Secretary-General’s call in March for a global ceasefire be 
heeded, in order to focus on “the true fight of our lives”, which was unanimously endorsed by 
Security Council resolution 2532, issued on 1 July, calling for “a general and immediate cessation 
of hostilities in all cases on its agenda”. We support the UN Secretary-General’s call for the waiving 
of sanctions imposed on countries to ensure access to food, essential health supplies, and 
COVID-19 medical support. We commit to continuing our efforts to combat terrorism in all its forms 
and manifestations. When peace and social fabrics break down and give rise to radicalization and 
violent extremism, the needs of victims must be a priority. We urge the UN Security Council to 
support action taken in countries facing these two scourges to eradicate them. 
 

(10) Humanitarian efforts must remain non-politicized, people-centred, responsive to the specific 
needs of women and girls, as well as age and disability responsive, and based on the humanitarian 
principles of humanity, neutrality, independence and impartiality. This includes recognizing and 
implementing the Global Compacts on migration and refugees. We need to strengthen our 
collective response to forced displacement, keeping up the momentum generated by the first 
Global Refugee Forum. As the numbers of internally displaced people continue to increase, we 
need to find more effective ways to address internal displacement. In addition, our collective effort 
is needed to put an end to statelessness and to protect vulnerable groups in conflict situations, 
especially now, during the pandemic. 
 

(11) The coronavirus is not gender-blind and requires a gender-sensitive response. Women and 
girls are turning out to be disproportionately adversely affected by quarantines, isolation measures 
and the economic crisis. They are significantly more vulnerable to domestic physical and verbal 
abuse, struggle to access emergency medical attention, face a substantially increased burden of 
child and elderly care, and are more likely to lose employment and income than men. We call for 
gender-based protection policies to be put in place for women and girls urgently. 
 

(12) We recall that the struggle for gender equality has taken many decades. We emphasize that 
gender equality is not only a fundamental human right, but also a necessary foundation for a 
peaceful, prosperous and sustainable world. While we are still far from achieving gender equality, 
we are concerned that we may now be facing setbacks. We urge all countries to be vigilant, and 
call upon the international community to avail itself of the 25th anniversary of the Beijing 
Conference to stand up for and protect gender equality in all its forms and manifestations. For our 
part, as Speakers of parliament and President of the Inter-Parliamentary Union (IPU), we will work 
towards achieving full, effective and equal participation of women in parliaments and all State 
institutions, including in positions of leadership, and do our best to ensure that parliaments fully 
embody gender equality in their structures, operations and working methods and that all barriers to 
women's participation in politics are removed. 
 

(13) More than ever before, we are conscious of the crucial role that young people should 
assume in our parliaments and all State institutions. We need urgently to harness their positive 
energy and innovativeness and, in the process, rejuvenate our institutions. We commit to speeding 
up action to curb the chronic underrepresentation of young people in parliament and parliamentary 
processes as well as all other State institutions. We renew our pledge to do our utmost to make 
politics genuinely open to young women and men and to facilitate their election to parliaments in 
greater number. 
 

(14) We are committed to the protection of human rights and fundamental freedoms also during 
the fight against the pandemic. While it may be necessary to put restrictions in place to curb the 
spread of the coronavirus, it is imperative that such measures be legal, proportional, temporary and 
subject to judicial and parliamentary oversight. We underscore that they must not be used as a 
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pretext to undermine and restrict the enjoyment of human rights by everyone. Our response to the 
pandemic must be constitutionally grounded in each country in order to guarantee respect for 
human rights and fundamental freedoms. We recall that democracy is founded on the primacy of 
the law and the exercise of human rights. In a democratic State, no one is above the law and all are 
equal before the law. 
 

(15) We recognize that democracies everywhere face serious challenges and pledge to do our 
utmost to uphold the intrinsic values of democracy underpinned by a well-functioning parliament. In 
this context, we reaffirm the principles of the Universal Declaration on Democracy. Our parliaments 
are sovereign, independent national institutions, each of which reflects their country's history, 
cultural heritage, values and customs. Each one is different, yet they all share the ambition to 
ensure that the will of the people forms the basis of government and democratic governance. They 
all have a mandate to hold government to account on behalf of the people. We are therefore also 
committed to continue working to achieve the SDG targets on effective, transparent and 
accountable institutions, and on responsive, inclusive, participatory and representative 
decision-making. 
 

(16) We affirm the crucial importance that all parliaments be able to fulfil their constitutional role 
so that people are included and have a voice in decision-making, thus guaranteeing their well-being 
and strengthening democracy. Moreover, we recognize that public trust in the institutions of 
governance needs to be earned through tireless work and engagement, and that our parliaments 
must lead by example. We call on all parliaments to critically examine their functioning and 
response during the pandemic and to build on lessons learnt to serve the people better. This 
includes making better use of information technology and finding new and effective ways of 
engaging with citizens and further fostering their active participation in democratic governance. In 
this regard, we also encourage sharing of best practices among parliaments in the use of 
innovative measures. We are committed to educating citizens on how they can use their voice and 
ensuring their full participation in public decision-making. We should, therefore, strengthen 
educational activities aimed at bringing parliaments closer to their populations, especially to young 
people, who are calling for greater participation in political life.  
 

(17) Our world is characterized by rapid technological change. New technologies have the 
potential to widen the existing digital divide as well as creating many opportunities. This raises 
major ethical and rights issues, such as unregulated technological progress, including the 
advancement of artificial intelligence without appropriate safeguards, which affects the privacy of 
citizens and may exacerbate existing inequalities. It is vital to ensure that technological changes 
serve humanity and are not used as a weapon to undermine human dignity. We are convinced of 
the need to harness technological innovation and development for the good of all. Our parliaments 
must build bridges with the scientific community and make it a priority to keep abreast of 
developments for the good of humanity.  
 
(18) We underscore that respect for international law is the bedrock of a world order based on 
solidarity and cooperation. Violations of international law must not be tolerated. Relations between 
States must be guided by the principles of peaceful coexistence: respect for territorial integrity and 
sovereignty of States, mutual non-aggression, non-interference in each other’s internal affairs, 
equality and mutual benefit. States must comply with their obligations under international 
agreements in all areas, including disarmament and non-proliferation; combating terrorism, violent 
extremism and people trafficking; protection for migrants, refugees and the internally displaced; 
climate; trade; and human rights. As parliamentarians, we must take concerted action to avoid the 
escalation of conflicts, help build bridges of dialogue and cooperation, and ensure that the State 
operates and acts in full compliance with international law. 
 

(19) Previous World Conferences of Speakers of Parliament have asserted that the multilateral 
system can no longer dispense with the participation of parliaments and have spelt out the ambition 
to bring a more democratic dimension to international decision-making and cooperation through 
parliamentary participation. Decisions taken in a multilateral framework in which the voice of our 
parliaments is heard are more democratic, inclusive and sustainable. Moreover, parliaments have 
an essential role in translating international commitments into national realities through legislation, 
budgetary allocations and oversight. To be effective, multilateralism must be underpinned by 
enforceable agreements and equipped with strong national and international accountability 
mechanisms. Accountability goes to the very heart of what all parliaments do and is part of our 
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constitutional mandate. We firmly believe, therefore, that our parliaments can help provide 
accountability as a natural extension of our interaction with the United Nations. Our engagement in 
the international arena and within the UN system will advance and strengthen the legitimacy of the 
United Nations as a global body in which “We the Peoples” are indeed the peoples of the United 
Nations as proclaimed in its Charter. Last but certainly not least, parliamentary diplomacy can be 
instrumental in efforts to foster trust, understanding and cooperation among nations. 
 

(20) We are convinced that, as the world organization of parliaments, the IPU is the international 
body best suited to help us build and consolidate a meaningful relationship between parliaments 
and the United Nations. It is our world organization of parliaments, and we call on all our 
parliaments to help strengthen the IPU and further enhance its strategic partnership with the United 
Nations. We underscore that the IPU is a parliamentary political organization which must be 
endowed with stronger parliamentary leadership, direction and control. 
 

(21) We are resolute in our commitment to work for the good of the people and the planet – to 
represent our peoples effectively in order to advance their hopes and aspirations and deliver 
progress and solutions. We also commit to upholding and revitalizing multilateralism, with a strong 
parliamentary dimension. As the world struggles with a pandemic of epic proportions that can be 
addressed only if all countries work together and in solidarity, parliaments, through their law-making 
and oversight functions, have a pivotal role to play. 
 

(22) We undertake to convey this Declaration to our parliaments and to report on action taken to 
follow through on our commitments. We will do our part to exemplify parliamentary leadership for 
more effective multilateralism that delivers peace and sustainable development for the people and 
the planet. We ask the President of the IPU to present this Declaration to the United Nations in the 
context of the UN75 Summit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_______________________________ 

 
Czech Republic and Hungary: Reservation on paragraph 10 (Global Compacts on migration and 
refugees). 
 
Lithuania and Sweden: Reservation on paragraphs 4 (concept of “rights of all”), 7 (concept of “win-win 
cooperation”) and 18 (principles of peaceful coexistence). 
 
Armenia: Reservation on paragraph 18 (principles of peaceful coexistence).  
 
Australia, Canada and New Zealand: Reservation on the wording of the Declaration as a whole, in light of 
the impartial role of Speakers in their respective political systems.  
 
Germany: Reservation on the Declaration as a whole. 
 


